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ZumArtikel: „Millionen
müssenmehrzahlen–42
Krankenkassenerhöhen
Beiträge“:

Wieso die Aufregung über ei-
ne drei Prozent-Erhöhung der
GKV-Beiträge? Meine eigene
private Krankenkasse hat mir
kürzlich eine knapp 30-prozen-
tige Erhöhung meiner bisheri-
gen monatlichen Beiträge ab-
verlangt. Darüber lese ich
nichts indenMedien!
Wieso wird so wenig über

Strukturveränderungen eines
dysfunktionalen Krankenversi-
cherungssystems geredet? Im
Tourismus nennt man diesen
Mist „All-Inclusive“-Urlaub:
Man zahlt einen festen Betrag
undkannsichanschließendals
Gast im Hotel benehmen, wie
man will: essen, trinken, ver-
geuden und wegwerfen, ohne
Unterlassundohnedasgerings-
te Gefühl für Anstand. Wieso
fördern wir dieserart Verant-
wortungslosigkeit auch im Ge-
sundheitswesen? Sie verdirbt
alleBeteiligten.
Als ich vor 17 Jahren in die

AXA eintrat, wählte ich einen
niedrigen Monatsbeitrag mit
hoher jährlicher Selbstbeteili-
gung (derzeit 4500 Euro). Benö-
tige ich ärztliche oder medika-
mentöse Leistungen, so zahle
ichalsozunächst4500Europro
Jahr selbst. Erst dann über-
nimmt die AXA weitere Krank-
heitskosten.
Bisher hat die AXA lediglich

viermalLeistungen fürmicher-
bringen müssen, in den übri-
gen Jahren reichte mein
„selbstverwalteter“ Betrag,
dennnatürlichbin ichmit dem
Geld sehr sorgsam und ver-
handle Leistungen mit Ärzten
auch vorweg. Alles, was ich
nichtausgebe,verbleibtbeimir
– das ist ein ausgesprochen gu-
terAnreiz fürSparsamkeit.
Was spricht dagegen, dass je-

der erwachsene Versicherte ei-
nenDurchschlagderärztlichen
Rechnungenbekommt,umAb-
rechnungsbetrug von Ärzten
zu unterbinden? Was spricht
dagegen, dass jeder Versicherte
einen Pauschbetrag in Selbst-
verwaltung behält und davon
seinemedizinischeVersorgung
bezahlt, bevor die Kassen zah-
lungspflichtig werden? Kluge
Versicherungsstrategen kön-
nen dieses System sicher kom-
petenter als ich weiterentwi-
ckeln:Wiegingemanmit chro-
nischKrankenum?Wiekönnte
man die sinnvollen Vorsorge-
Untersuchungen sichern et ce-
tera.
Krankheitsausgaben an

Selbstverantwortung zu kop-
peln, scheint mir eine äußerst
wertschöpfende Strukturre-
form. Genau genommen, wäre
es fast eine kulturelle Revoluti-
on, Menschen aus dem All-in-
clusive-Denken zu erlösen und
ihre Selbstverantwortung zu
aktivieren.

Dr. Eva Koch-Klenske
Gießen

Krankenversicherung
bedarf Reform

ZudenArtikeln„Uniklinikwill
anFrankfurterStraßebauen“
und„UKGMwillnächstes Jahr
Parkhauserrichten“:

Es klingt schön, wenn das
Uniklinikum bedarfsgerechte
Parkplätze in einem neuen
Parkhaus an der Frankfurter
Straße – Am Steg bauen will.
Aberwobleibt die Bushaltestel-
le vordemHaupteingang?War-
um fährt die Buslinie 1 nicht
durch die Gaffkystraße und die
Klinikstraße, damit Bedienste-
te, Kranke, Besucher und Stu-
dierendekurzeWegehaben? In
anderen Städten fordern die
Klinikleitungen sogar, dass
Straßenbahnlinien bis vor den
Eingang neu gebaut werden,
um besser umweltfreundlich
erreichbarzusein!

Reinhard Bayer
Gießen

Wann kommt die
Bushaltestelle?

nachdraußen.Anderebetraten
trotz laufendem Alarm weiter-
hin das Gebäude. Fluchtwege
wurden blockiert, Türen nicht
vollständig geöffnet, es kamzu
Gedränge.
Besonders alarmierend fand

ich es, dass kein Personal sicht-
bar war, das die Evakuierung
koordiniert, Anweisungen ge-
geben oder Zugänge gesichert
hätte. In der Situation sah ich
mich gezwungen, selbst laut-
stark darauf hinzuweisen, dass

ZueinemFeueralarm in
einemGießener
Einkaufszentrum:

Am17. Januarkamesineinem
Einkaufszentrum in Gießen zu
einem Feueralarm. Ich befand
mich zu diesem Zeitpunkt mit
mehrerenKindern in einemIn-
door-Spielplatz innerhalb des
Gebäudes.ZahlreicheBesucher
verließendasGebäudenichtso-
fort, sondern nahmen Essen,
Einkäufe und Geschenke mit

Evakuierungskonzepte kritisch hinterfragen
TürengeöffnetundFluchtwege
freigehalten werden müssen.
Aufgaben, die eigentlich ge-
schultem Personal obliegen
sollten.
EinAlarmbedeutet immerei-

ne unklare Gefahrenlage. Ob
Feuer, Rauch, Gas oder ein an-
derer Vorfall. In den ersten Mi-
nuten weiß niemand, womit
man es zu tun hat. Gerade des-
halb sind klare Abläufe, sicht-
bare Führung und Sensibilisie-
rung entscheidend. In Kitas

und Schulen sind Evakuie-
rungsübungen selbstverständ-
lich. In großen, stark frequen-
tierten öffentlichen Gebäuden
hingegen scheint man sich auf
Glück und Routine zu verlas-
sen.
DiegeschilderteSituationhat

mir aber deutlich gezeigt, wie
unvorbereitet viele Menschen
und offenbar auch Strukturen,
auf denErnstfall sind. Ich stelle
mir daher die Frage: Wer trägt
in solchen Momenten die Ver-

antwortung für Ordnung, Si-
cherheit und Führung? Und
reicht es aus, sich allein auf
Technikzuverlassen,wennder
menschliche Faktor so offen-
sichtlich versagt? Ichhoffe, die-
ser Beitrag regt dazu an, Evaku-
ierungskonzepte in öffentli-
chenEinrichtungenkritisch zu
hinterfragen, bevor es zu einer
Situation kommt, in der es kei-
nezweiteChancegibt.

Laura Märzhäuser-Kemmerling
Wetzlar

Wir freuen uns über jede Zu-
schrift, bitten jedoch darum, un-
sere "Spielregeln" (Lesbarkeit,
vollständige Adresse, Telefon-
nummer, Verständlichkeit) ein-
zuhalten. Kürzungen müssen
wir unsdennoch vorbehalten.

*
Ein Online-Formular für Leser-
briefe findenSie unter:
www.giessener-allgemeine.de/
leserbriefe

SPIELREGELN

ZumCannabisgesetzundder
BilanzdesPolizeipräsidenten
Mittelhessen (GAZvom21.
Januar):

Polizeipräsident Torsten Krü-
ckemeier zieht eine vorläufige
Bilanz der Teil-Legalisierung
von Cannabis und bestätigt da-
mit die Schwächen dieses Ge-
setzes. Fast nichts von den Ar-
gumenten der Befürworter ist
demnach eingetroffen. Weder
wurde der Schwarzmarkt aus-
getrocknet nochwurde der Po-
lizei ihre Arbeit erleichtert.
Hingegen wurde der Verharm-
losung von Cannabisgebrauch
und dem Bezug zum Beispiel
über das Internet Vorschub ge-
leistet. Warnungen im Vorfeld
der Verabschiedung insbeson-
dere aus dem Bereich der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie
über die nachgewiesen negati-

Bilanz bestätigt Schwächen
ven Auswirkungen auf das ju-
gendlicheGehirnwurdenigno-
riert.
Als Mitbegründerin des Ver-

eins „Angehörigengruppe Mit-
telhessen e. V.“, eines Selbsthil-
fevereins von Angehörigen
psychischErkrankter, habe ich
Einblick in die Problematik.
Immer wieder kommen in
Gruppentreffen und Einzelge-
sprächen die schädlichen Fol-
genvonCannabis vor allem für
Jugendliche zur Sprache. Es
geht um psychische, manch-
mal chronischverlaufendeStö-
rungen, soziale Isolation, Ver-
wahrlosung bis zum Abbruch
vonSchuleundAusbildung.Be-
troffen sind nicht nur die jun-
gen Menschen selbst, sondern
auch Eltern, Geschwister und
dassozialeUmfeld.Aufkeinem
dieser Felder hat das neue Ge-
setzBesserunggebracht.

Kurz vor der Verabschiedung
des Gesetzes vor zwei Jahren
habe ich in einem Brief an den
Gießener Bundestagsabgeord-
neten und ehemaligen Lehrer
Felix Döring (SPD) auf dieWar-
nungen und Erfahrungen hin-
gewiesen und an ihn appel-
liert, dem Gesetz nicht zuzu-
stimmen. In seiner Antwort
ging Herr Döring auf die schon
damals von vielen Seiten bean-
standeten Schwächen des Ge-
setzentwurfs nicht ein und un-
terstrich stattdessendie erhoff-
tenVorteile.DieseVorteile sind
– wie sich jetzt zeigt und zu er-
wartenwar–nichteingetreten.
Zu welch abstrusen Mitteln

die Polizeikräfte greifen müss-
ten, um legalen von illegalem
Cannabis-Besitz zu unterschei-
den, schildert der Polizeipräsi-
dent selbst: „Vom Prinzip her
müssten wir sogar geeichte

Wagen auf Streifemitnehmen,
um nachzuweisen, ob es mehr
als die (erlaubten) 25 Gramm
sind.“AuchdieFeststellungder
Verbotszonen zu Schulen, Ki-
tas et cetera ist alles andere als
banal. Und man kann der Aus-
sage des Polizeipräsidenten
nur zustimmen, es sei eigent-
lich paradox, dass eine weitere
gerauchte Droge nun legali-
siert sei, während die Gesell-
schaft mit viel Geld versuche,
das Rauchen zurückzudrän-
gen.
Als Fazit bleibt: Alle Schwä-

chen des Gesetzes waren von
Anfang an erkennbar. Es
spricht nicht für die Weitsicht
und das Verantwortungsbe-
wusstsein derer, die ihm trotz-
demzugestimmthaben.

Jutta Seifert
Fernwald

ZurSicherheit inderGießener
Innenstadt:

Mit großerBesorgnis verfolge
ich die Berichterstattung über
die Häufung von Raubüberfäl-
len in derGießener Innenstadt.
Es ist erschreckend, dass sich
Bürger zu bestimmten Uhrzei-
ten in zentralen Bereichen
nicht mehr sicher fühlen kön-
nen. Während die Rufe nach
mehr Polizeipräsenz laut sind,
stellt sichmir eine ganz prakti-
sche Frage zur Taktik: Warum
setzt die Polizei nicht verstärkt
auf denEinsatz von verdeckten
Ermittlernals „Lockvögel“?
Das Konzept ist simpel, aber

effektiv: Polizeibeamte in zivi-
ler Kleidung könnten nachts
denHeimweg vonPassanten si-
mulieren und potenzielle Täter
anlocken. Sobald es zu einem
Übergriff kommt, könnten im
Hintergrund bereitstehende
Kollegen sofort eingreifen und
die Täter festnehmen. Bisher
hat man oft das Gefühl, dass
Streifenwagen zwar Präsenz
zeigen, die Täter aber schlicht
warten,bisdasBlaulichtumdie
Ecke verschwunden ist. Ein
Überraschungsmoment durch
verdeckte Maßnahmen würde
nicht nur die Festnahmequote
erhöhen, sondern auch eine er-
hebliche abschreckende Wir-
kung erzielen. Wenn jeder po-
tenzielleRäuberdamitrechnen
muss, dass sein vermeintlich
„leichtes Opfer“ in Wahrheit
ein trainierter Polizeibeamter
ist, sinkt die Tatbereitschaft
hoffentlich schneller als durch
jede herkömmliche Streifen-
fahrt. Es ist Zeit, dass dieGieße-
ner Polizei hier mutiger agiert,
um den öffentlichen Raum für
uns Bürger zurückzugewin-
nen.

Michael Wagener
Heuchelheim

Polizei muss
mutiger agieren

ZumArtikel „Wiesicher istdie
Stromversorgung inGießen
vorAngriffen?“:

Mit einiger Verwunderung
habe ich in dem Artikel zur
Stromversorgung gelesen, dass
der Mieterverein in diesem Zu-
sammenhang darauf hinweist,
ein Stromausfall berechtige
grundsätzlich zur Mietminde-
rung, selbst dann, wenn dieser

Stromausfall kein tropfender Wasserhahn
durch Sabotage oder höhere
Gewaltausgelöstwird.
Ganz ehrlich:Wie unpassend

ist das bitte in dieser Situation?
Warum wird so etwas über-
haupt im Zusammenhang mit
einem lesenswerten Artikel in
Ihrer Zeitung geduckt? Wir re-
den hier nicht über einen trop-
fenden Wasserhahn oder eine
defekte Klingel, sondern über
außergewöhnliche Ereignisse

wie Anschläge oder großflächi-
geBlackouts,beidenenVermie-
ter genauso betroffen sind wie
Mieter. In solchen Situationen
reflexartig mit Mietminderung
zu kommen, ist weder solida-
risch noch gesellschaftlich be-
sondersklug.
MenschenstellenWohnraum

zur Verfügung, tragen Kosten,
Risiken und Verantwortung. In
einer Zeit, in der Wohnraum

ohnehin knapp ist und Bauen
sowie Vermieten politisch alles
andere als attraktiv gemacht
werden. Und dann wird bei Ka-
tastrophenszenarien als Erstes
der Anspruchskatalog ausge-
packt? Das ist kein fairer Um-
gang, sondern genau die An-
spruchshaltung, über die sich
vielezuRechtärgern.

Natalja Hanisch
Gießen

WieausdemBilderbuch zeigt sichdiemalerischeWinterlandschaft bei Biebertal. Sie lädtdazuein, SchlittenundSkierheraus-
zuholen. SANDRA LÖW


